
„Die Geldstrafe soll den Täter durch einen empfind­
lichen Eingriff in seine Vermögensinteressen von der 
Begehung weiterer Straftaten abhalten. Sie wird als 
Hauptstrafe in den gesetzlich vorgesehenen Fällen 
angewandt, wenn im Hinblick auf den Grad der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit, die wirtschaftliche Lage des 
Täters sowie die Tatmotive der Strafzweck auch durch 
eine Geldstrafe erreicht werden kann.“
Der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der begange­

nen Tat ist das entscheidende Kriterium für die An­
wendung der Geldstrafe. Deshalb muß dieser Umstand 
an erster Stelle angeführt werden, um jeden Subjek­
tivismus bei der Anwendung der Geldstrafe auszuschal­
ten. Die wirtschaftliche Lage des Täters muß ebenfalls 
angeführt werden, um zu verhindern, daß uneinbring­
liche Geldstrafen ausgesprochen werden, die nur auf 
dem Papier stehen und die Arbeit der Vollstreckungs­
organe unnötig belasten. Es müssen jedoch Bedenken 
dagegen erhoben werden, die Tatmotive besonders 
hervorzuheben. Dieses Merkmal ist nicht geeignet, die 
Bedeutung des Subjekts für die Strafzumessung richtig 
zu charakterisieren, und orientiert auf die bereits über­
holte Auffassung, daß die Geldstrafe nur bei den Be­
reicherungsdelikten, also Delikten, die aus einem 
bestimmten Motiv heraus begangen werden, anwendbar 
sei. Die Motive der Tat sind mitbestimmend für den 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der begangenen 
Tat12, sie werden deshalb schon durch die Formulierung 
........  im Hinblick auf den Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit . . .“ erfaßt.

Es bestimmt sich nicht allein nach dem Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit, ob der Strafzweck durch 
eine Geldstrafe erreicht werden kann. Hinzu kommen 
muß weiter, daß die (der Tat nach) an sich anwendbare 
Geldstrafe auch zur zwangsweisen Erziehung dieses 
bestimmten Rechtsbrechers geeignet ist. Bei leichten 
Delikten können allein von der Schwere der Tat her 
gesehen mehrere Straf arten zur Auswahl stehen: der 
öffentliche Tadel, die Geldstrafe, die bedingte Verurtei­
lung und die kurze Freiheitsstrafe (z. B. bei der Beleidi­
gung, Sachbeschädigung, fahrlässigen Köperverletzung 
u. a.).

Welche der gesetzlich angedrohten und dem Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit nach anwendbaren Strafen 
im Einzelfall zur Verwirklichung des Strafzwecks, ins­
besondere zur Erziehung des Rechtsbrechers selbst, 
geeignet und notwendig ist, bestimmt sich entscheidend 
nach den in der Person des Rechtsbrechers liegenden 
Umständen, insbesondere seinem gesamten gesellschaft­
lichen Verhalten vor und nach der Tat. Diese Umstände 
geben Aufschluß über das ideologische und politische 
Verhältnis des Rechtsbrechers zur sozialistischen Gesell­
schaftsordnung und damit auch über seine Erziehbar- 
keit durch Zwang. Aus ihnen ergibt sich, welche Form 
und Intensität des staatlichen Strafzwanges notwendig 
und geeignet ist, um ihn zur Achtung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit zu erziehen. Der Täter ist nicht nur 
Subjekt des Verbrechens, sondern gleichzeitig „Objekt“13 
der Strafe — gegen ihn wird die Strafe angewandt, auf 
ihn wirken der in der Strafe enthaltene Zwang und die 
sonstigen, mit ihr verbundenen erzieherischen Maß­
nahmen (produktive Arbeit in der Haftanstalt usw.) 
ein. Die Erziehung kann nicht an den individuellen 
Eigenschaften und Besonderheiten des zu Erziehenden 
Vorbeigehen, sondern muß sie berücksichtigen und die 
ihnen entsprechenden, zur Verwirklichung des Erzie­
hungszieles geeigneten Methoden auswählen. Das gilt 
— mit Einschränkungen — auch für die zwangsweise 
Erziehung durch die Strafe.

Für den öffentlichen Tadel und die bedingte Ver­
urteilung gibt das Strafrechtsergänzungsgesetz insoweit 
eine klare Anleitung, als es in den §§ 1 Abs. 1 und 
5 Abs. 2 bestimmt, daß diese Strafen nur dann anzu­
wenden sind, wenn „. . . das Verhalten des Täters vor 
und nach Begehung der Straftat . . .“ bzw. das gesamte 
bisherige Verhalten des Täters dies rechtfertigen. „

Für die Geldstrafe gilt im Prinzip das gleiche: sie ist 
bei den Delikten, bei denen sie gesetzlich angedroht 
ist und die dem Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit 
nach ihre Anwendung überhaupt zulassen, nur dann an-

12 Lehrbuch des Strafrechts — Allgemeiner Tell, S. 607 fl.
13 a. a. O. S. 617.

wendbar, wenn die in der Person des Täters liegenden 
Umstände die Annahme rechtfertigen, daß der Straf­
zweck durch eine Geldstrafe verwirklicht werden kann, 
d. h. insbesondere, wenn der Rechtsbrecher allein durch 
die empfindliche Einschränkung seiner Vermögensinter­
essen zur Achtung der sozialistischen Gesetzlichkeit an­
gehalten werden kann. Es wird deshalb folgende 
Formulierung vorgeschlagen:

„Sie wird als Hauptstrafe in den gesetzlich vorge­
sehenen Fällen angewandt, wenn im Hinblick auf den

Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit, die wirtschaft­
liche Lage des Täters und die in seiner Person liegen­
den Umstände der Strafzweck auch durch eine Geld­
strafe erreicht werden kann.“
2. Die Grundkommission schlägt vor, das Mindestmaß 

auf 50 DM und das Höchstmaß auf 10 000 DM zu be­
grenzen.

Eine Geldstrafe unter 50 DM kann zwar für einen 
minderbemittelten Rechtsbrecher eine erhebliche 
Schwere haben und für ihn ebenso empfindlich sein 
wie eine Geldstrafe von 100 oder 200 DM für einen 
wirtschaftlich bessergestellten Rechtsbrecher. Es ist 
jedoch richtig, eine solche Mindestgrenze festzusetzen. 
Die Geldstrafe muß auch ihrer Höhe nach in einem 
gewissen Verhältnis zur begangenen Tat stehen, weil 
sie sonst die Gefährlichkeit und Verwerflichkeit der be­
gangenen Tat nicht zum Ausdruck bringt und nicht die 
notwendige erzieherische Wirkung auf den Rechts­
brecher selbst und andere Personen ausübt. Ist die Tat 
so geringfügig, daß eine Geldstrafe unter 50 DM an­
gewendet werden könnte, so ist der öffentliche Tadel 
besser zur Bestrafung geeignet. Es ist dabei auch zu 
berücksichtigen, daß die leichten Begehungsformen, die 
gegenwärtig noch mit einer Kriminalstrafe geahndet 
werden (z. B. Beleidigung), aus dem Strafrecht ausge­
klammert und künftig als Übertretungen (Ordnungs­
widrigkeiten) geregelt werden. Sollte im Einzelfall 
dennoch ein öffentlicher Tadel nach dem gesamten bis­
herigen Verhalten des Täters nicht in Betracht kommen 
und die Mindestgeldstrafe von 50 DM bei sofortiger 
Zahlung der gesamten Strafsumme zu schwer sein, so 
könnte m. E. Teilzahlung bewilligt werden.

Die Höchstgrenze von 10 000 DM ist für die Geldstrafe 
als Hauptstrafe ausreichend. Der Betrag der Geldstrafe 
darf auch nach oben hin nicht in einem Mißverhälthis 
zur begangenen Tat stehen. Bei einer relativ gering­
fügigen Tat kann nicht allein deshalb zu einer extrem 
hohen Geldstrafe gegriffen werden, weil die wirtschaft­
lichen Verhältnisse des Täters außerordentlich günstig 
sind und erst die Einbuße eines solchen Betrages für 
ihn ein empfindliches Übel wäre. Das könnte den Ein­
druck erwecken, als ob fiskalische oder andere Zwecke 
mit der Strafe verfolgt würden. Der Strafrahmen bis zu 
10 000 DM reicht aus, um bei den Delikten, die ihrer 
Gesellschaftsgefährlichkeit nach die Anwendung einer 
Geldstrafe überhaupt zulassen, die wirtschaftlichen 
Verhältnisse in den durch die Tat selbst gezogenen 
Grenzen zu berücksichtigen.

3. Die vorgeschlagene Regelung der Ersatzfreiheits­
strafe entspricht im Prinzip der Neuregelung des § 10 
StEG. Sie legt die untere und obere Grenze der im Falle 
der Böswilligkeit an die Stelle der Geldstrafe tretenden 
Freiheitsstrafe fest und bestimmt, daß bei ihrer Fest­
setzung die Gesellschaftsgefährlichkeit der begangenen 
Tat zu berücksichtigen ist.

Die Umwandlung einer Geldstrafe in eine Freiheits­
strafe einzig und allein deshalb, weil der Täter die Geld­
strafe nicht zahlen kann, ist mit den Prinzipien eines 
sozialistischen Strafrechts unvereinbar. Es ist deshalb 
richtig, daß die Ersatzfreiheitsstrafe auf den Fall be­
schränkt wird, wo der Täter böswillig die Vollstreckung 
der Geldstrafe vereitelt. Werden die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Täters bei der Bemessung der Höhe 
der Geldstrafe berücksichtigt und wird — wie vorge­
sehen — in die Strafvollstreckungsordnung eine Be­
stimmung eingefügt, die es dem Strafvollstreckungs­
organ gestattet, bei einer Veränderung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse nach der Verurteilung (Täter wird 
wegen der begangenen Tat entlassen und verdient 
weniger) eine Teilzahlung der Strafsumme zu gewähren, 
so wird es nur wenige Fälle geben, in denen die Geld­
strafe uneinbringlich ist, ohne daß der Täter ihre Voll­
streckung böswillig vereitelt hat. Eine nachträgliche
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